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Die Dschunke (reuachalom) der Kl�gerin war in H�he der
Reism�hle (rongsi) „Charoen Thai“ am Ufer des Chao
Phraya beim Entladen von Reis durch ein Man�ver des See-
schiffes (reua doen samut) „Marine Trader“ besch�digt wor-
den. Den Beklagten zu 1) traf als Lotsen (phanakngan nam-
rong) und den Beklagten zu 2) als Kapit�n (naireua) des
Seeschiffes wegen Verletzung der aufgrund des thail. Schiff-
fahrtsG erlassenen ministeriellen Navigationsregeln (kot
krasuang) ein Verschulden an dem Schadensereignis. Beide
Beklagte beriefen sich auf die sechsmonatige Verj�hrungs-
frist des § 308 thail. SchifffahrtsG.

Das San Dika beurteilte die Verj�hrung der Schadensersatz-
klage (ayukhwam fong riek khasiahai) aus Schiffskollisio-
nen ebenfalls nicht nach § 308 thail. SchifffahrtsG, sondern
nach § 448 thail. ZHGB. Als Grund daf�r wird wiederum
§ 3 thail. ZHGB151 angef�hrt, wonach ab dem Datum (wan-
thi) des Inkrafttretens (hai chai) des thail. ZHGB am 1. 1.
B.E. 2468 (1925)152 alle Normen insoweit (nai suan) aufge-
hoben (yokloek) sind, als sie der Regelung des thail. ZHGB
widersprechen. Dies ist nach Ansicht des San Dika f�r das
thail. SchifffahrtsG B.E. 2456 (1913) der Fall. Das thail.
SchifffahrtsG153 war zwar nach 1925 zahlreichen Gesetzes-
�nderungen unterworfen, so den �nderungsgesetzen von
B.E. 2477 (1934), 2481 (1938), 2493 (1950), 2510 (1967)
2515 (1972), 2525 (1982), 2535 (1992), 2540 (1997), 2545
(2002) und 2560 (2017).154 Eine ausdr�ckliche Aufhebung
des § 308 thail. SchifffahrtsG ist – im Gegensatz zu anderen
Normen – bis zum heutigen Tag niemals erfolgt. Nach dem
Wortlaut des § 308 thail. SchifffahrtsG sind Schadensersatz-
klagen (khamrong ao khasiahai) jeglicher Art (yang daidai)
aus Schiffskollisionen (het reua don kan) ab Kenntnis (dai
sap) von der Kollision durch den Kl�ger (jot) innerhalb von
sechs Monaten geltend zu machen.

Der Gedanke, dass der thail�ndische Gesetzgeber eine
Norm, die in einem vor Inkrafttreten des thail. ZHBG erlas-
senen, unter der Geltung des thail. ZHGB aber mehrfach no-
vellierten Gesetz unter Aufhebung zahlreicher Bestimmun-
gen enthalten ist, in seinen Willen aufgenommen und als
fortgeltend best�tigt hat,155 ist der Entscheidung des San Di-
ka nicht zu entnehmen. Auch der dem thail�ndischen Recht

bekannte Auslegungsgrundsatz lex specialis derogat legi ge-
nerali (kotmai phiset yokwen kotmai thuapai) fand in den
Ausf�hrungen des San Dika zu § 308 thail. SchifffahrtsG
keine Ber�cksichtigung.156
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L�nderreport T�rkei
I. Rechtspolitischer Hintergrund

Am 24. 6. 2018 gewann Recep Tayyip Erdoǧan zum zweiten
Mal nach 2014 die Wahl zum t�rkischen Staatspr�sidenten.
Außerdem wurde an diesem Tag offiziell der �bergang vom
parlamentarischen System zu einem Pr�sidialsystem vollzo-
gen. Ein Jahr zuvor wurde n�mlich durch ein Referendum
eine �nderung der Verfassung verabschiedet. Kern der Ver-
fassungs�nderung war, wie bereits berichtet, nicht nur die

Konzentration aller Exekutivgewalt in die Hand des Pr�si-
denten, sondern auch weitreichende M�glichkeiten, den
Gang der Dinge in Legislative und Judikative zu bestimmen
(vgl.Uzar Sch�ller, RIW 2018, 819).

Bei den Kommunalwahlen vom 31. 3. 2019 blieb die regie-
rende AKP und das Wahlb�ndnis mit der MHP (Nationali-
stische Aktionspartei) zwar weiterhin st�rkste politische
Kraft, verlor aber wichtige Großst�dte an die CHP (Republi-

151 Vgl. unter: http://www.openlegaltextbook.info/ThZHGB/.
152 § 2 thail. ZHGB.
153 Unter: http://thaiseafarer.com/marinelaw/thainavigationlaw.php.
154 In Kraft getreten am 23. 2. 2017, siehe unter: https://www.md.go.th/cha

choengsao/admin/images/upload/news/615–001.pdf = http://www.mfa.
go.th/europetouch/th/news/8359/90108–Highlights-of-Progress:-Impro
vement-of-laws-relate.html.

155 Vgl. im deutschen Recht zur Problematik der Umwandlung vorkonstitu-
tioneller in nachkonstitutionelle Normen: Moradi Karkaj, in: Barczak,
BVerfGG, 2018, § 80 Rn 43.

156 Zu ausl�ndischen Verj�hrungsfristen vor dem deutschen ordre public
(Art. 6 EGBGB) vgl. Verfahren gegen KiK nach Fabrikbrand in Pakis-
tan: OLG Hamm, Beschl. v. 21. 5. 2019 – 9 U 44/19, MDR 2019,
S. 993–994; LG Dortmund. Urt. v. 10. 1. 2019 – 7 O 95/15, IPRax 2019,
S. 317–321; Ostendorf, (Kollisionsrechtliche) Stolpersteine bei Haf-
tungsanspr�chen gegen deutsche Unternehmen f�r Menschenrechtsver-
letzungen ihrer ausl�ndischen Zulieferer, IPRax 2019, S. 297–300; Spit-
zer, Human Rights, Global Supply Chains, and the Role of Tort, Journal
of European Tort Law (JETL) 2019, Vol. 10, Issue 2, S. 95–107 (106);
Salminen, From National Product Liability to Transnational Production
Liability: Conceptualizing the Relationship of Law and Global Supply
Chains, Diss. University of Turku/Finnland, 2017, S. 13, 41, 80, 199.
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kanische Volkspartei), darunter mit einem knappen Wahl-
ausgang auch die wichtigste Metropole Istanbul und die
Hauptstadt Ankara.

Unzufriedenheit ist in der Bev�lkerung weit verbreitet, so-
wohl bei denW�hlern als auch innerhalb der AKP. Die Infla-
tion der Lebensmittelpreise hat im April 4,6% erreicht, aufs
Jahr hochgerechnet sind es 25,4%. Die Lira ist fragil, die
Unternehmen sind hoch verschuldet und das bei einer jetzt
schon hohen Arbeitslosenrate von circa 16%. Der Interna-
tionale W�hrungsfonds (IWF) hat jedoch berichtet, dass er
nicht davon ausgehe, dass die T�rkei in naher Zukunft um
Unterst�tzung aus den Hilfst�pfen des Fonds bitten wird.

Am 9. 10. 2019 haben t�rkische Truppen die Autonomiere-
gion im Norden Syriens angegriffen, die von der s�kularen
Kurdenpartei PYD regiert wird. Die t�rkische F�hrung
nannte den Einsatz „Operation Friedensquelle“ (Barıs̨
Pınarı Harek
tı). Recep Tayyip Erdoǧan gab an, dass man
sich u.a. auf das Adana-Abkommen mit Syrien berufe. Die-
ses Abkommen (T�rkisch Adana Mutabakatı) ist ein v�lker-
rechtlicher Vertrag zwischen der T�rkei und Syrien. Das Ab-
kommen wurde am 20. 10. 1998 in der t�rkischen Stadt Ada-
na geschlossen und regelt das Verbot von PKK-Aktivit�ten
in Syrien.

Das Ziel der Operation ist es, das Gebiet der von der T�rkei
als terroristisch eingeordneten Gruppen, insbesondere des
IS und der kurdischen Miliz PYD/YPG, zu r�umen, um ei-
nen „Friedenskorridor“ zu schaffen, der es syrischen Fl�cht-
lingen erm�glichen soll, in ihr Heimatland zur�ckzukehren.
Nach einem Treffen mit US-Regierungsbeamten in Ankara
am 17. 10. 2019 hat sich die T�rkei bereit erkl�rt, die Opera-
tion f�r f�nf Tage auszusetzen, bis sich die kurdischen
Streitkr�fte aus der Zone zur�ckgezogen haben. Gegen Ende
dieser f�nft�gigen Frist haben Russland und die T�rkei eine
Einigung erzielt, die den kurdischen Streitkr�ften 150 Stun-
den mehr Zeit l�sst, die Zone zu verlassen, und vorsieht,
dass die beiden L�nder gemeinsame Patrouillen an der syri-
schen Grenze durchf�hren.

II. Wesentliche Gesetzgebungsmaßnahmen und
rechtliche Entwicklungen

Wegen der Kommunalwahlen im ersten Halbjahr war der
Gesetzgeber nicht sonderlich aktiv. Nachfolgend aufgelistet
sind die wichtigsten Gesetze und �nderungen:

1. Obligatorische Mediation bei
Wirtschaftsstreitigkeiten

Die Mediation wurde in der T�rkei erstmals 2013 durch das
Gesetz Nr. 6325 �ber die Mediation in Zivilstreitigkeiten als
eine der alternativen Streitbeilegungsmethoden in das t�rki-
sche Rechtssystem eingef�hrt. Im Jahr 2018 wurde sie f�r ar-
beitsrechtliche Streitigkeiten verbindlich, und hat jetzt in be-
stimmtenwirtschaftsrechtlichen Streitigkeiten durch dasGe-
setzNr. 7155 vom19. 12. 2018 großeBedeutung gewonnen.

Gem�ß Art. 20 des neuen Gesetzes sind die Parteien ver-
pflichtet, vor Beginn eines Rechtsstreits �ber die folgenden
Handelsstreitigkeiten einen Antrag auf Mediation zu stellen:

– wenn die Klage nach Art. 4 des t�rk. HGB oder nach den an-
deren Gesetzen als „gesch�ftliche Forderung“ eingestuft wird
und

– wenn der Streitgegenstand die Zahlung eines bestimmten Be-
trages oder ein Schadenersatzanspruch ist.

In solchen F�llen ist die Mediation eine Voraussetzung f�r
die Erhebung einer Klage.

Auch wenn Art. 5/A nicht ausdr�cklich darauf hinweist,
dass Streitigkeiten im Zusammenhang mit geistigem Eigen-
tum einer obligatorischen Mediation unterliegen, gelten
nach Art. 4/d des Handelsgesetzbuches Zivilklagen, die un-
ter die IP-Gesetze fallen, als gesch�ftliche Forderung. Daher
ist die Mediation nun zwingend erforderlich f�r Streitigkei-
ten im Zusammenhang mit geistigem Eigentum, wenn eine
Entsch�digung oder die Zahlung eines bestimmten Betrags
beantragt wird – wie beispielsweise Streitigkeiten aus Li-
zenzvertr�gen, die �bertragung von Schutzrechten oder die
Verletzung von Schutzrechten.

Nach dem Gesetz muss der Mediator das Mediationsverfah-
ren innerhalb einer Frist von sechsWochen nach demAntrag
der betroffenen Partei abschließen, die unter besonderen
Umst�nden auf acht Wochen verl�ngert werden kann. Es ist
wichtig, dass die Parteien bei der ersten Sitzung anwesend
sind. Nimmt eine der Parteien unentschuldigt nicht an der
ersten Sitzung teil und endet damit das Mediationsverfah-
ren, so hat diese Partei am Ende des Zivilprozesses alle Pro-
zesskosten zu tragen, unabh�ngig davon, ob die Klage ge-
wonnen wurde oder nicht.

Je nachdem, ob die Parteien den Streit beilegen oder nach
erfolgloser Mediation einen Rechtsstreit f�hren, werden
zwei verschiedene Kostenfolgen geregelt. Wenn die Parteien
vor demMediator eine Einigung erzielen, m�ssen sie, sofern
nicht anders vereinbart, die Mediationsgeb�hren zu gleichen
Teilen tragen. K�nnen die Parteien den Streitfall nicht durch
Mediation beilegen, sind sie nicht zur Zahlung des Honorars
des Mediators verpflichtet, sofern die Mediationssitzungen
in weniger als zwei Stunden abgeschlossen sind. Wenn die
Sitzungen mehr als zwei Stunden dauern, werden die Ge-
b�hren f�r die ersten beiden Stunden der Sitzung aus der
Staatskasse �bernommen. Die restlichen Honorare zahlen
die Parteien zu gleichen Teilen, sofern sie nichts anderes
vereinbaren.

In beiden Szenarien werden die Geb�hren als Gerichtskos-
ten betrachtet. Wenn die Parteien die Anforderungen dieser
Bestimmung nicht erf�llen und das Gerichtsverfahren ein-
geleitet wird, ohne die obligatorische Mediation zu beantra-
gen, wird das Gericht die Klage aus verfahrensrechtlichen
Gr�nden im Vorfeld abweisen.

Aufgrund der neuen verbindlichen Mediationspflicht wird
erwartet, dass j�hrlich rund 250000 Wirtschaftsstreitigkei-
ten das Mediationsverfahren als Voraussetzung f�r eine for-
melle gerichtliche Auseinandersetzung durchlaufen werden.

Es sei auch darauf hingewiesen, dass die t�rkische Regie-
rung enorme Anstrengungen zu unternehmen scheint, um
die Mediation in das t�rkische Rechtssystem zu integrieren.
Die Entwicklung der Mediation in der T�rkei wurde durch
staatliche Initiativen gef�rdert, darunter diese neue Gesetz-
gebung und ein fr�heres Gesetz �ber arbeitsrechtliche Strei-
tigkeiten. Ob in den kommenden Jahren eine Mediations-
pflicht f�r andere Rechtsgebiete eingef�hrt wird, bleibt ab-
zuwarten.

2. �nderung bestimmter Regelungen im Steuergesetz
und bestimmter anderer Gesetze

Mit dem „Gesetz �ber die �nderung des Einkommensteuer-
gesetz und bestimmter anderer Gesetze“ (Gesetz Nr. 7186)

804 RIW 12/2019 L�nderreporte

 2 / 4



 

wurden diverse Bestimmungen des t�rkischen Einkommen-
steuergesetzes ge�ndert. Das am 19. 7. 2019 in Kraft getrete-
ne Gesetz enth�lt �nderungen in verschiedenen Steuergeset-
zen, die Einkommensquellen des Staates, wie z.B. Steuern,
regeln.

a) Steueramnestie bei R�ckf�hrung bestimmter
Verm�genswerte

F�r nat�rliche und juristische Personen ist eine neue Steuer-
amnestie f�r die R�ckf�hrung von ausl�ndischen Verm�-
genswerten (Geld, Gold, Devisen, Wertpapiere und andere
Kapitalmarktinstrumente) und lokalen Verm�genswerten
(Geld, Gold, Devisen, Wertpapiere, andere Kapitalmarktin-
strumente und Immobilien) vorgesehen, sofern die betref-
fenden Verm�genswerte bis zum 31. 12. 2019 angemeldet
sind/angemeldet werden und die Steuer in H�he von 1%
w�hrend des im Gesetz festgelegten Zeitraums gezahlt wird.
In Bezug auf die nach der Steueramnestie zur�ckgef�hrten
Verm�genswerte wird keine Steuerpr�fung und Steuerver-
anlagung durchgef�hrt, sofern alle im Gesetz festgelegten
Bedingungen erf�llt sind.

b) Ber�cksichtigung von nicht einbringlichen Krediten
von Banken als Forderungsausfall

Gem�ß der �nderung von Art. 53 des Bankengesetzes
Nr. 5411 ist geregelt, dass Kredite, die nach einer Sonder-
r�ckstellung aus den Finanzb�chern genommen werden, als
uneinbringliche Forderungen im Sinne von Art. 322 Steuer-
verfahrensgesetz (Vergi Usul Kanunu) gelten.

c) Steuerverg�nstigungen f�r die lokale Produktion von
Elektrofahrzeugen

Der Pr�sident wurde erm�chtigt, eine Steuerverg�nstigung
f�r die lokale Produktion von Elektrofahrzeugen zu erlassen.
Macht er von dieser M�glichkeit Gebrauch, so erhalten K�u-
fer von in der T�rkei produzierten Elektrofahrzeugen die an-
fallenden Steuern vom Staat erstattet. Normalerweise ist der
Investitionsbeitrag bei solchen Steuerverg�nstigungen nur
bei der K�rperschaftsteuer abzugsf�hig. Die Bedingung ist,
dass diese Unternehmen die Forschung und Entwicklung be-
z�glich der Elektromotoren in der T�rkei durchf�hren.

d) Erh�hung der Abfluggeb�hren ins Ausland

Die Geb�hr in H�he von 15 T�rkische Lira, die bisher von
t�rkischen B�rgern bezahlt wurde, die ins Ausland reisen,
wird auf 50 T�rkische Lira erh�ht.

3. T�rkische Datenschutzaufsichtsbeh�rde
verl�ngert die Registrierungspflicht f�r
Datenschutzverantwortliche bis zum 31. 12. 2019

Das t�rkische Datenschutzgesetz Nr. 6698 (Kişisel Verileri
Koruma Kanunu) trat am 7. 4. 2016 in Kraft und orientiert
sich an den Grunds�tzen der Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO; dazu bereitsUzar Sch�ller, RIW 2016, 804, 805).

Der Datenschutzverantwortliche ist die nat�rliche oder ju-
ristische Person, die den Zweck und die Art der Verarbeitung
personenbezogener Daten festlegt und f�r den Aufbau und
die Verwaltung des Datenerfassungssystems verantwortlich
ist. Aus dem Gesetz ergeben sich daher fast identische
Pflichten eines Verantwortlichen wie in der DSGVO. Die
Datenschutzverantwortlichen haben:

– die Informationspflichten umzusetzen,

– die Datensicherheit zu gew�hrleisten,

– die Registrierung der Datenverarbeitungsverfahren im �ffent-
lichen Register (Veri Sorumluları Sicil Bilgi Sistemi; nachfol-
gend: „VERBIS“) der t�rkischen Datenschutzaufsichtsbeh�r-
de vorzunehmen,

– die Betroffenenanfragen zu beantworten und

– die Anweisungen der Aufsichtsbeh�rde innerhalb von 30 Ta-
gen nach Zustellung umzusetzen.

F�r Verst�ße gegen dieses Gesetz k�nnen Bußgelder bis zu
100000 T�rkische Lira und/oder Haftstrafen verh�ngt wer-
den. Unzureichende Maßnahmen hinsichtlich der Datensi-
cherheit werden mit bis zu 1000000 T�rkische Lira geahn-
det. Sofern der Verantwortliche Entscheidungen der Auf-
sichtsbeh�rde nicht umsetzt, kann eine Geldstrafe in H�he
von 25000 bis 1000000 T�rkische Lira ergehen.

Die t�rkische Datenschutzaufsichtsbeh�rde (Kişisel Verileri
Koruma Kurulu) hat mit einem neuen Beschluss (Beschluss
Nr. 2018/88 v. 19. 7. 2018) festgelegt, wer von der Registrie-
rungspflicht betroffen ist. Beginnend mit dem 1. 10. 2018
besteht diese Pflicht in folgenden F�llen:

– datenschutzverantwortliche nat�rliche oder juristische Perso-
nen, die j�hrlich mehr als 50 Besch�ftigte oder eine Unter-
nehmensbilanz vonmehr als 25Mio. (T�rkische Lira) haben.

– datenschutzverantwortliche nat�rliche und juristische Perso-
nen, die ihren Sitz außerhalb der T�rkei haben.

Die Registrierungsfrist f�r die oben genannten F�lle sollte
eigentlich am 30. 9. 2019 enden, wurde aber am 3. 9. 2019
bis zum 31. 12. 2019 verl�ngert.

Beginnend mit dem 1. 1. 2019 besteht die Registrierungs-
pflicht auch f�r nat�rliche oder juristische Personen, die we-
niger als 50 Personen besch�ftigen, eine Unternehmensbi-
lanz mit weniger als 25 Mio. T�rkische Lira haben und(!)
deren Hauptt�tigkeit die Verarbeitung von besonderen Kate-
gorien personenbezogener Daten ist. In diesen F�llen endet
die Registrierungsfrist am 31. 3. 2020. �ffentliche Institu-
tionen und Organisationen m�ssen die Registrierung seit
dem 1. 4. 2019 vornehmen. Hier muss die Registrierung bis
zum 30. 6. 2020 abgeschlossen sein.

Sofern eine Registrierungspflicht besteht, muss ein VER-
BIS-Zugang beantragt werden. Hierf�r stellt die Daten-
schutzaufsichtsbeh�rde ein Erstregistrierungsformular auf
ihrer Webseite zur Verf�gung. Das Unternehmen erh�lt dann
einen Benutzernamen und ein Kennwort. Mit diesen Zu-
gangsdaten ist der Zugriff auf VERBIS m�glich. Abschlie-
ßend muss das registrierungspflichtige Unternehmen eine
Kontaktperson benennen, die ihren Wohnsitz in der T�rkei
hat, die t�rkische Staatsangeh�rigkeit besitzt und mindes-
tens 18 Jahre alt ist. Verantwortliche mit Sitz im Ausland
m�ssen einen Vertreter in der T�rkei benennen, welcher die
Kommunikation mit der Aufsichtsbeh�rde f�hrt, zustel-
lungs- und empfangsbevollm�chtigt ist und die Registrie-
rung der Datenverarbeitung vornimmt.

Angegeben werden m�ssen im Register: (1) die Kontaktda-
ten des Verantwortlichen und dessen Vertreter bzw. eine
Kontaktperson im Unternehmen, (2) der Zweck der Daten-
verarbeitung, (3) Kategorien der betroffenen Personen und
Daten, (4) Empf�nger der Daten, (5) die Daten�bermittlung
ins Ausland, (6) die technischen und organisatorischen Maß-
nahmen und (7) die Aufbewahrungsdauer.

L�nderreporte 12/2019 RIW 805
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F�r registrierungspflichtige Unternehmen besteht neben der
Pflicht zur Registrierung in VERBIS zudem auch die
Pflicht, ein Inventar zu f�hren. Die Mindestinhalte eines In-
ventars sind: die Datenkategorien; der Zweck und die
Rechtsgrundlage der Verarbeitung; die Empf�nger/Empf�n-
gergruppen; die Gruppe der Betroffenen; die maximale Auf-
bewahrungsdauer; Daten, die ins Ausland �bermittelt wer-
den/werden sollen; die Dokumentation der technischen und
organisatorischen Maßnahmen.

Das t�rkische Datenschutzgesetz umschreibt in Art. 16
Abs. 2 grob die Ausnahmen der Registrierungspflicht und
verweist gleichzeitig auf die Datenschutzaufsichtsbeh�rde,
welche weitere Ausnahmen benennen kann. Ein Ausnahme-
grund kann danach z. B. die Datenverarbeitung zur Vorbeu-
gung von Straftaten oder im Rahmen einer Strafermittlung
sein. Dementsprechend hat die Datenschutzaufsichtsbeh�r-
de die folgenden Personen von der Registrierungspflicht
ausgenommen:

– Nat�rliche oder juristische Personen, die j�hrlich weniger als
50 Besch�ftigte oder eine Unternehmensbilanz von weniger
als 25 Mio. (T�rkische Lira) haben (es sei denn, die Hauptt�-
tigkeit des Datenschutzverantwortlichen besteht in der Verar-
beitung sensibler personenbezogener Daten),

– Notare,

– Vereine,

– Stiftungen,

– Gewerkschaften,

– politische Parteien,

– Anw�lte,

– Wirtschaftspr�fer und vereidigte Buchpr�fer,

– Zollagenten und autorisierte Zollagenten,

– Mediatoren.

Viele deutsche Unternehmen haben Tochtergesellschaften
bzw. Niederlassungen in der T�rkei. Diese Unternehmen,
egal ob sie ihren Sitz in der T�rkei oder im Ausland haben,
stehen vor der Herausforderung, den Datenschutz nach t�r-
kischem Recht anzuwenden bzw. umzusetzen.

III. Wirtschaftliche Bewertung und Ausblick

Nach den massiven Wertverlusten der t�rkischen Lira im
vergangenen Jahr auf ein Verh�ltnis von 8,0471 Lira zu ei-
nem Euro hat sich die Lage in diesem Jahr wieder entspannt.
Dank der Intervention der t�rkischen Notenbank konnte
zwar eine Stabilisierung herbeigef�hrt werden, die Volatili-
t�t bleibt aber vergleichsweise weiter hoch.

Der Syrien-Einmarsch und die erwarteten Reaktionen der
USA hatten t�rkische Marktteilnehmer zuerst pessimistisch
gestimmt: Am Montag, den 14. 10. 2019 fielen die B�rsen-
kurse in Istanbul sehr stark. Doch am Dienstag erholte sich
der Leitindex wieder – US Sanktionen waren weniger harsch
ausgefallen als bef�rchtet. Auch die T�rkische Lira legte ge-
gen�ber dem Dollar anWert zu. Am 23. 10. 2019, einen Tag,
nachdem die von den USA mit der T�rkei ausgehandelte
f�nft�gige Waffenruhe abgelaufen war, haben die USA ihre
Sanktionen gegen die T�rkei wieder aufgehoben. Die USA
hatten nach der t�rkischen Invasion in Nordsyrien Anfang
Oktober Sanktionen gegen drei t�rkische Minister verh�ngt
und die Z�lle auf t�rkischen Stahl erh�ht.

Nach diesen Entwicklungen hat die t�rkische Notenbank am
24. 10. 2019 den Leitzins um 2,5 Prozentpunkte auf 14,0%

reduziert. Das ist die dritte Reduzierung, seit der neue No-
tenbankchef im Sommer sein Amt angetreten hat. Die uner-
wartet kr�ftige Zinssenkung setzte der Lira wieder zu.

Im Juli hat die Ratingagentur Fitch die T�rkei nach dem
Wechsel des Notenbankchefs heruntergestuft. Fitch bewertet
die Bonit�t des Landes jetzt nur noch mit BB –, eine Stufe
tiefer als zuvor BB. Fitch sch�tzte in seinem Bericht, dass
die Wirtschaft in diesem Jahr um 1,1% schrumpft. Das ge-
sch�tzte durchschnittlicheWachstum von 1,5% f�r die Jahre
2018 bis 2020 wird unter dem 6,8-prozentigen Wachstum
von 2010 bis 2017 liegen. Erst f�r 2020 rechnen die Fitch-
Analysten mit einer erstarkendenWirtschaft.

Fitch prognostizierte in diesem Jahr eine durchschnittliche
Inflation von 14,2%. Im September 2018 war die Inflation
auf 24,2% gestiegen, w�hrend sie im September 2019 bei
9,26% lag. Im Jahr 2018 war die Inflationsrate in der T�rkei
auf dem h�chsten Stand seit 15 Jahren. Im Fr�hjahr 2019 ist
jedoch die t�rkische Wirtschaft st�rker als erwartet gewach-
sen. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) legte im zweiten Quar-
tal im Vergleich zum Vorquartal um 1,2% zu, wie das t�rki-
sche Statistikamt T�İK (T�rkiye İstatistik Kurumu)mitteilte.
Dazu beigetragen haben die Exporte, die vomniedrigen Lira-
Kurs befl�gelt wurden, der t�rkischeWaren imAusland billi-
germacht.Auch derKonsum lief besser als erwartet.

Die Volkswagen AG hat 2019 in Manisa eine neue Gesell-
schaft mit einem Startkapital von EUR 145 Mio. (T�rkische
Lira 943 Mio.) gegr�ndet. Es war geplant, in einem neu zu
errichtenden Werk die Produktion von Fahrzeugen der Mar-
ken Passat und Superb ab 2022 zu beginnen mit einer Inves-
tition i.H.v. EUR 1,4 Mio. Das Werk sollte mit einer Kapazi-
t�t von 300000 Fahrzeugen pro Jahr ca. 4000 Menschen Ar-
beit geben und zahlreiche Zulieferer anziehen. Dies w�re
die erste ausl�ndische Kapitalinvestition in der t�rkischen
Automobilindustrie seit mehr als 20 Jahren. Pr�sident Erd-
oǧan hat zeitgleich ein neues Dekret zur �nderung der F�r-
derbedingungen f�r Automobilinvestitionen erlassen (De-
kret Nr. 1403 vom 7. 8. 2019). Danach werden f�r die Unter-
nehmen, die in der T�rkei mindestens 100000 Automobile
j�hrlich produzieren, keine Z�lle f�r die Einfuhr von Fahr-
zeugen bis zu einer Hubraumgr�ße von 1600 cm3 erhoben –
dies aber nur bis zu einer maximalen St�ckzahl von 15% der
in der T�rkei insgesamt produzierten St�ckzahl. Fachleute
interpretieren das als Großchance f�r den Export von in der
EU nicht verk�uflichen Dieselmotoren in die T�rkei.

Aufgrund der milit�rischen Operation der T�rkei in Syrien
wurde die Investitionsentscheidung von VW nochmals ver-
tagt.
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